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Der Tatbestand war kurz folgender: WÄhrend die Patientin S. zur
Ärztlichen Behandlung auf dem RÅcken und mit gespreizten Beinen auf
dem Untersuchungsstuhl lag, hatte der Arzt in der Absicht, mit ihr den
auÇerehelichen Beischlaf zu vollziehen, plÉtzlich und fÅr die Kranke
vÉllig unerwartet seinen Geschlechtsteil in ihre Scheide eingefÅhrt und
StoÇbewegungen damit gemacht. In derselben Weise hatte er mit der
Patientin B. wÄhrend einer Ärztlichen Behandlung die Beischlafsvoll-
ziehung versucht. Die S. war so sehr Åberrascht, ÑdaÇ sie gleich gar
keinen Gedanken fassen konnte, um vom Untersuchungsstuhl herunter-
zuspringen oder sich sonst zu wehren; sie richtete jedoch spontan ihren
KÉrper etwas auf und erklÄrte, sie wolle und kÉnne so etwas nicht
duldenÖ. Die B. sprang in ihrer Überraschung und BestÅrzung Ñunwill-
kÅrlich unter Protest von dem Untersuchungsstuhl herunterÖ,

Nach der Auffassung des RG. kann in diesen FÄllen von

einer direkten Anwendung des $ 176 Z. 2 StGB. keine Rede

sein. Denn ein willenloser Zustand setzt entweder das Fehlen

eines Willens schlechthin oder die UnmÉglichkeit einer Willens-

ÄuÇerung etwa wegen LÄhmung der Sprache oder der Glieder

voraus, Voraussetzungen, die hier keinesfalls zutrÄfen, da beide

Frauen, wenn sie auch durch das ÑplÉtzliche, Åberfallartige

VorgehenÖ des Angeklagten vÉllig Åberrascht und ÑÅber-

rumpeltáÖ wurden, imstande waren, einen Willen zu haben und

ihn auch zu ÄuÇern. Trotzdem sei aber die aus $ 176 Z. 2 StGB.

erfolgte Verurteilung des Angeklagten zulÄssig und geboten,

und zwar unter weiterer Heranziehung und Anwendung des

$ 2 StGB. ($ 2: ÑBestraft wird, wer eine Tat begeht, die das

Gesetz fÅr strafbar erklÄrt oder die nach dem Grundgedanken

eines Strafgesetzes und nach gesundem Volksempfinden Be-

strafung verdient. Findet auf die Tat kein bestimmtes Straf-

gesetz unmittelbar Anwendung, so wird die Tat nach dem Ge-

setz bestraft, dessen Grundgedanke auf sie am besten zutrifft.áÖ)

Denn dem Gedanken des $ 176 Z. 2 StGB. entspricht es, auch

solche Frauen vor einem MiÇbrauch zum auÇerehelichen Ge-

schlechtsverkehr zu schÅtzen, die, wie hier, infolge der be-

sonderen Lage des Falles weder erwarten noch erkennen
kÉnnen, daÇ sie zum auÇerehelichen Beischlaf miÇbraucht wer-
den sollen und in diesem Zustand plÉtzlich Åberrumpelt werden.
(RG. vom 18. VII. 1939, 1 D 542/39, DR. 1939 S. 1853.)

Nicht unerwÄhnt mag bleiben, daÇ dem Angeklagten à
einem viel aufgesuchten MÅnchener Frauenarzt à wegen dieser
und weiterer Verbrechen gegen die Sittlichkeit die AusÅbung
des Ärztlichen Berufes untersagt wurde und daÇ ferner gerade
dieses Urteil als Unterlage und Beweismittel fÅr die Richtig-
keit des ÑNationalsozialistischen Leitsatzes fÅr ein neues
deutsches Strafrechtá herangezogen worden ist, inhalts dessen
jeder Arzt, auch der nichtbeamtete, als TrÄger Éffentlicher
Aufgaben auch TrÄger hÉherer Verantwortung ist und damit
einer gesteigerten strafrechtlichen Verantwortlichkeit unter-
liegt. (Vgl. dazu den Aufsatz von KUNERT vom Reichsrechts-
amt der NSDAP., MÅnchen, DR. 1939 S. 2098.)

Der Begriff des ÑMenschenÖ im Sinne des Strafrechtes ist nach
der Auffassung des RG. ein wesentlich anderer als im Zivil-
recht. Ein Kind (Ñeine Fruchtá), das in der 27. Schwanger-
schaftswoche ausgestoÇen wird und ein paar Stunden lebt, ist
ein ÑMenschÖ, an dem eine KÉrperverletzung oder TÉtung vor-
genommen werden kann. Auf den Grad der Reife sowie darauf,
daÇ von vornherein keine LebensfÄhigkeit vorgelegen haben
wird, kommt es ebensowenig an wie auf die Ärztlicherseits be-
tonte Unterscheidung zwischen einer Fehlgeburt und FrÅh-
geburt. (RG. vom 3. II. 1939, 1 D 1069/38, DR. 1939 S. 365.)

BERICHTE AUS

Der AutosanitÄtszug

Eine interessante Neuerung im italienischen Gesundheitswesen

Unmittelbar nach der MachtÅbernahme hat der Faschismus
mit der kÉrperlichen ErtÅchtigung der heranwachsenden Ge-
schlechter und der energischen BekÄmpfung der verbreitetsten

Volkskrankheiten begonnen. Im Laufe der 17jÄhrigen Herr-
schaft wurden fÅr diese Zwecke ungezÄhlte Millionen veraus-

gabt. Es wurden Organisationen und Einrichtungen geschaffen,

Die Aneignung von Morphiumampullen durch einen Arzt aus
dem Verbandzimmer einer Klinik zum Zwecke der Befriedi-
gung seiner Rauschgiftsucht ist nach der Ansicht des RG. nicht
etwa als bloÇe Entwendung eines GenuÇmittels, also als eine

Übertretung anzusehen, sondern vielmehr als Vergehen des

Diebstahls. (RG. vom 22. VI. 1939, 5 D 287/39, DR. 1939

S. 1509.)

Unfruchtbarmachung und Schwangerschaftsunterbrechung sind

zulÄssig, wenn sie ein Arzt zur Abwendung einer ernsten Ge-
fahr fÅr Leben oder Gesundheit der Frau und mit deren Ein-
willigung vornimmt. Auch muÇ eine Gutachterstelle den Ein-
griff fÅr erforderlich erklÄren. Nach Art. 5 der AusfVO. zum
ErbkrNachwGes. vom 18. VII. 1935 ist der Eingriff ohne
Genehmigung der Gutachterstelle nur statthaft, wenn er wegen
unmittelbarer Gefahr fÅr Leben oder Gesundheit nicht auf-
geschoben werden kann. Der Begriff der unmittelbaren Lebens-
gefahr ist dabei eng auszulegen, eine spÄtere, nicht gegenwÄrtige
genÅgt nicht. AnlaÇ zu diesem Ausspruch des RG. ergab
folgender

Tatbestand: Frau S. litt bei ihrer dritten Schwangerschaft an star-
ken Blutungen, hervorgerufen durch das Vorhandensein von Krampf-
adern im Innern der Scheide. Im Mai 1935 gebar sie das Kind unter.
schweren Blutungen. Im Jahre 1937 wurde sie wieder schwanger; bald
nach der EmpfÄngnis traten auch die Blutungen wieder ein, nur diesmal
ân viel stÄrkerem MaÇe und bei den geringsten AnlÄssen. Nach einer be-
sonders schweren Blutung am 10. XII. 1937 schickte sie ihr Arzt in das
Krankenhaus zum Angeklagten. Dieser stellte als Blutungsursache im
Innern der Scheide ein ganzes Geflecht von Krampfadern bis zur Blei-
stiftstÄrke fest. Da er als Folge dieser Anlage und des Druckes der
Frucht mit fast an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit mit dem
Tode der S. infolge neuer Blutungen rechnete, unterbrach er mit ihrer
Zustimmung die Schwangerschaft; daraufhin erholte sie sich rasch. Der
Angeklagte Åberzeugte die S. davon, daÇ sie zur Vorbeugung einer Ähn-
lichen Gefahr im Fall kÅnftiger Schwangerschaft die Unfruchtbar-
machung an sich vornehmen lassen mÅsse. Am 16. XII. stellte der An-
geklagte bei der Ärztlichen Gutachterstelle den Antrag auf Genehmigung
der Unfruchtbarmachung. Die Antwort verzÉgerte sich aber etwas.
Darauf nahm der Angeklagte am'7. I. die Unfruchtbarmachung vor,
ohne das Eintreffen der Genehmigung abzuwarten. Er tat dies, weil die
S. nicht lÄnger im Krankenhaus bleiben wollte und, wie er zutreffend
annahm, auf keinen Fall nochmals zur Vornahme der Operation ins
Krankenhaus zurÅckgekehrt wÄre. Der Angeklagte hat unwiderlegt be-
hauptet, daÇ in seiner Gegend die LandbevÉlkerung im allgemeinen das
Krankenhaus zu Operationen nicht aufsuche.

Auch bei dieser Sachlage ist die Unmittelbarkeit einer
Lebensgefahr verneint worden, weil eine erneute Schwanger-
schaft nicht unmittelbar nach der Entlassung aus dem Kranken-
hause habe einzutreten brauchen und weil selbst zutreffenden-
falls ihre Dauer bis zum Eintreffen der Entscheidung der
Gutachterstelle nur so kurz habe sein kÉnnen, daÇ kein nennens-
werter EinfluÇ auf die Krampfadern zu erwarten gewesen sei.
Ebensowenig kÉnne sich der Angeklagte auf die Tatsache
berufen, daÇ die S. sich ernstlich geweigert habe, Åber den 7. 1.
im Krankenhause zu bleiben und spÄter zur Vornahme der
Operation dorthin zurÅckzukehren. Das sei eine EntschlieÇung
der S., also ein von ihr gewolltes Übel, das fÅr den Begriff der

Gefahr unbeachtlich sei. (RG. vom 14. II. 1939, 4 D 870/38,
DR. 1939 S. 626.) Forts. folgt

(Anschr. der. Verf.: Dr. Paech, Berlin W 30, Hohenstaufenstr. 29,
Dr. Trembur, Berlin-Steglitz, Martinstr. 8)

DEM AUSLANDE

die auf sozialpolitischem und sozialhygienischem Gebiete einzig

dastehende SchÉpfungen darstellen, die spÄter anderen Staaten

immer wieder als Muster dienten. Nur zwei seien hier er-

wÄhnt: Das staatliche Mutter- und Kinderschutzwerk und die

groÇe Organisation zur BekÄmpfung der Tuberkulose. Ihre

Arbeitsgebiete reichen von der Alpengrenze bis zum Sudan.

In den entlegensten Gebieten Abessiniens gibt es heute schon
Beratungs- und Untersuchungsstellen fÅr die eingeborenen

MÅtter und Kinder. Nachdem die StÄdte und Siedlungen in


